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Allgemeines Rundschreiben Nr. 19/2024 
vom 9. April 2024 

 
 
 
1. Lohnsteuer: Aktualisiertes BMF-Schreiben zur steuerlichen Behandlung des Arbeitslohns 

  nach den Doppelbesteuerungsabkommen; 
 

2. Gesetzliche Pflegeversicherung: 
    Aktualisierung der Grundsätzlichen Hinweise zur Differenzierung der Beitragssätze in der  
    Pflegeversicherung nach Anzahl der Kinder 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
1. Lohnsteuer: Aktualisiertes BMF-Schreiben zur steuerlichen Behandlung des Arbeitslohns 

  nach den Doppelbesteuerungsabkommen; 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat ein umfangreiches Schreiben zur steuerlichen Be-
handlung des Arbeitslohns nach den Doppelbesteuerungsabkommen veröffentlicht (Anlage). Das 
Schreiben fasst wesentliche BMF-Schreiben und die in diesem Zusammenhang ergangene Recht-
sprechung zusammen.  
 
Leider hat das BMF insbesondere unsere Dachverbände im Vorfeld nicht konsultiert. Das BMF-
Schreiben enthält jedoch problematische Punkte für die betriebliche Praxis, u. a.:  

• Feststellen der Ansässigkeit: In Konstellationen, in denen eine Entsendung des Arbeitnehmers 
erfolgt, die Familie des Arbeitnehmers ihn ins Ausland begleitet, aber der Wohnsitz im Heimat-
land erhalten bleibt, muss ermittelt werden, wo der Arbeitnehmer laut Doppelbesteuerungsab-
kommen ansässig ist. Die Ansässigkeit ist jeweils in dem Vertragsstaat zu verorten, zu dem ein 
engerer persönlicher und wirtschaftlicher Bezug besteht (Mittelpunkt der Lebensinteressen). Bei 
einer Entsendung von weniger als einem Jahr wird widerlegbar davon ausgegangen, dass der 
Mittelpunkt der Lebensinteressen im Heimatland verbleibt. Bei einer Entsendung von mehr als 
fünf Jahren wird widerlegbar davon ausgegangen, dass der Mittelpunkt der Lebensinteressen in 
den Entsendestaat wechselt (vgl. Rz. 18 der Anlage). Das BMF will allerdings im Falle von Ent-
sendungen von mehr als einem aber weniger als fünf Jahren die wirtschaftlichen Interessen des 
Arbeitnehmers im Heimatland höher gewichten, was in anderen Vertragsstaaten nicht zwingend 
ebenfalls geschieht (vgl. Bsp. 6, Rz. 23 der Anlage). Eine solche unterschiedliche Bewertung 
desselben Sachverhaltes durch zwei Vertragsstaaten kann in der Praxis zu einer Zunahme von 
Doppelbesteuerungskonflikten führen.  
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• Arbeitgeberbescheinigung bei Arbeitnehmerentsendungen zwischen verbundenen Unterneh-
men: Der Arbeitgeber muss ggü. dem Arbeitnehmer offenlegen, in welcher Höhe Lohn-, Lohn-
neben- und Lohnverwaltungskosten nach Fremdvergleichsgrundsatz zwischen aufnehmendem 
und entsendendem Unternehmen aufgeteilt wurden. (vgl. Rz. 165ff. der Anlage). 

Unsere Dachverbände planen daher eine Stellungnahme zu erstellen, in der Sie auf die Probleme, 
die dieses neue Schreiben für die betriebliche Praxis enthält, hinweisen und Abhilfe fordern.  
 
Sollten Sie noch Anmerkungen zu dem Inhalt des Schreibens haben, können Sie diese gerne bis 
zum 25. April 2024 an die Landesvereinigung der Unternehmerverbände Nordrhein-Westfalen e.V. 
senden (oster@unternehmer.nrw). 
 
 
 
2. Gesetzliche Pflegeversicherung: 
    Aktualisierung der Grundsätzlichen Hinweise zur Differenzierung der Beitragssätze in der  
    Pflegeversicherung nach Anzahl der Kinder 
 
 
 
Die zentrale Interessenvertretung der gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen in Deutschland 
(GKV-Spitzenverband) hat die Grundsätzlichen Hinweise zur Differenzierung der Beitragssätze in 
der Pflegeversicherung nach Anzahl der Kinder und Empfehlungen zum Nachweis der Elterneigen-
schaft aktualisiert. Hiernach kann für vor dem 1. Juli 2025 (vorgesehener Start des digitalen Nach-
weisverfahrens) erfüllte Erstattungsansprüche wegen ab dem 1. Juli 2023 zu viel gezahlter Pflege-
versicherungsbeiträge (Beitragsabschläge) kein Zinsanspruch nach § 125 SGB VI entstehen. Sie 
finden die Grundsätzlichen Hinweise in der Fassung vom 28. März 2024 als Anlage. 
 
Die Aktualisierung der vorgenannten Hinweise erfolgte vor dem Hintergrund des in Kraft getretenen 
Wachstumschancengesetzes. Darin enthalten ist auch eine Übergangsregelung zur Verzinsung von 
Beitragserstattungsansprüchen wegen zunächst nicht berücksichtigter Beitragsabschläge in der 
Pflegeversicherung. Diese wurde nun durch die Aktualisierung der Abschnitte 3.5 und 3.6 der Grund-
sätzlichen Hinweise zur Differenzierung der Beitragssätze in der Pflegeversicherung nach Anzahl 
der Kinder und Empfehlungen zum Nachweis der Elterneigenschaft umgesetzt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Hölterhoff 
 
 
Anlagen 
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